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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

RAT 

Schlussfolgerungen des Rates zum Sonderbericht Nr. 4/2010 des Europäischen Rechnungshofs: 

„Lassen Konzeption und Verwaltung der Mobilitätsmaßnahmen des Programms Leonardo da Vinci 
wirksame Ergebnisse zu?“ 

(2011/C 22/01) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

IN ANBETRACHT der Schlussfolgerungen des Rates betreffend die 
Verbesserung des Verfahrens zur Prüfung der im Rahmen des 
Entlastungsverfahrens erstellten Sonderberichte des Rechnungs­
hofs ( 1 ); 

UNTER HINWEIS DARAUF, dass es sich bei dem Programm Leo­
nardo da Vinci um ein Unterprogramm des Programms für le­
benslanges Lernen (2007-2013) handelt, für dessen Umsetzung 
und Überwachung die Europäische Kommission in Zusammen­
arbeit mit den nationalen Behörden die Gesamtverantwortung 
trägt; 

ANGESICHTS DER TATSACHE, dass Mobilitätsprojekte den größ­
ten Teil dieses Unterprogramms ausmachen — 

1. BEGRÜSST den Sonderbericht Nr. 4/2010 des Rechnungshofs, 
in dem Konzeption und Verwaltung der Mobilitätsmaßnah­
men des Programms Leonardo da Vinci im Rahmen des Pro­
gramms für lebenslanges Lernen bewertet werden ( 2 ); 

2. NIMMT die dem Bericht beigefügten Antworten der Europäi­
schen Kommission ZUR KENNTNIS; 

3. BEGRÜSST die Maßnahmen, die bereits getroffen wurden, um 
das Konzept der Kommission für die Verwaltung des Pro­
gramms Leonardo da Vinci zu verbessern; 

4. NIMMT die Gesamtschlussfolgerung des Rechnungshofs ZUR 
KENNTNIS, wonach zwar weitere Anstrengungen unternom­
men werden müssen, um die Mobilitätsmaßnahmen des Pro­
gramms Leonardo da Vinci zu verbessern, Konzeption und 
Verwaltung dieser Maßnahmen jedoch durchaus wirksame 
Ergebnisse zulassen würden; 

5. SCHLIESST SICH GLEICHWOHL den im Bericht des Rechnungs­
hofs ausgesprochenen Empfehlungen AN und ERSUCHT DIE 
KOMMISSION im Hinblick auf das laufende Programm wie 
auch auf künftige Programme, 

a) das System für die Berichterstattung über die Ergebnisse 
des Programms Leonardo da Vinci zu verbessern und ein 
umfassendes System zur Messung seiner Auswirkungen 
einzurichten, wobei der Verwaltungsaufwand insgesamt 
möglichst gering zu halten ist, und insbesondere die ein­
schlägigen Anwendungen und Instrumente unverzüglich 
fertigzustellen; 

b) den nationalen Behörden ein besseres Feedback zu geben, 
das einen Überblick über die nationale Umsetzung bieten 
und Stärken und Schwächen aufzeigen sollte; 

c) das Verfahren zur Antragsbewertung zu verbessern, in­
dem sie beispielsweise das Bewertungshandbuch für Eva­
luierungsexperten weiterentwickelt und bei ihren Monito­
ring-Besuchen zu Qualität und Auswirkungen in den Teil­
nehmerländern die Kostenwirksamkeit der Kontrollen der 
Antragsbewertungen prüft; 

d) ihr „Monitoring-System zu Qualität und Auswirkungen“ 
zu verbessern und mit den derzeit von den nationalen 
Agenturen erstellten jährlichen Tätigkeitsberichten abzu­
stimmen, dabei jedoch zu versuchen, eine stärkere Ar­
beitsbelastung der Agenturen zu vermeiden;
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( 1 ) Dok. 7515/00 FIN 127 vom 3. April 2000 + COR 1 vom 12. April 
2000. 

( 2 ) Sonderbericht Nr. 4/2010: „Lassen Konzeption und Verwaltung der 
Mobilitätsmaßnahmen des Programms Leonardo da Vinci wirksame Ergeb­
nisse zu?“ (Dok. 14619/10 FIN 452 EDUC 160 SOC 624 vom 
7. Oktober 2010).



e) das Arbeitsprogramm und den Jahresbericht hinsichtlich 
des Aufbaus anzugleichen, damit ein Vergleich zwischen 
den Plänen und den Ergebnissen möglich wird; 

f) Optionen für ein benutzerfreundliches und effizientes In­
strument für die Partnersuche zu prüfen, um die Vermitt­
lung von Praktika für ausländische Teilnehmer zu verein­
fachen; 

g) den Rat spätestens bis Juni 2012 über die Fortschritte bei 
der Umsetzung dieser Empfehlungen zu unterrichten; 

6. ERSUCHT SOWOHL DIE MITGLIEDSTAATEN ALS AUCH DIE 
KOMMISSION, die in dem Sonderbericht enthaltenen Empfeh­
lungen im breiteren Kontext der Vorarbeiten zur nächsten 
Generation von EU-Programmen im Bereich der allgemeinen 
und beruflichen Bildung und der diesbezüglichen Diskussio­
nen zu berücksichtigen.
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EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

21. Januar 2011 

(2011/C 22/02) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,3521 

JPY Japanischer Yen 111,87 

DKK Dänische Krone 7,4533 

GBP Pfund Sterling 0,84825 

SEK Schwedische Krone 8,9590 

CHF Schweizer Franken 1,3013 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,8920 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 24,285 

HUF Ungarischer Forint 274,24 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,7035 

PLN Polnischer Zloty 3,8748 

RON Rumänischer Leu 4,2628 

TRY Türkische Lira 2,1309 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,3666 

CAD Kanadischer Dollar 1,3475 

HKD Hongkong-Dollar 10,5301 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,7844 

SGD Singapur-Dollar 1,7363 

KRW Südkoreanischer Won 1 515,18 

ZAR Südafrikanischer Rand 9,6520 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,9013 

HRK Kroatische Kuna 7,3945 

IDR Indonesische Rupiah 12 251,25 

MYR Malaysischer Ringgit 4,1374 

PHP Philippinischer Peso 60,127 

RUB Russischer Rubel 40,5013 

THB Thailändischer Baht 41,506 

BRL Brasilianischer Real 2,2605 

MXN Mexikanischer Peso 16,3146 

INR Indische Rupie 61,6820
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( 1 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN 

Auszug aus der Entscheidung in Sachen Glitnir banki hf. gemäß der Richtlinie 2001/24/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten 

(2011/C 22/03) 

Am 22. November 2010 hat das Bezirksgericht Reykjavík entschieden, dass Glitnir banki hf., Handels­
registernummer 550500-3530, Sóltún 26, Reykjavík, (die „Bank“) einem Liquidationsverfahren nach den 
allgemeinen Bestimmungen aus Kapitel XII Abschnitt B des Gesetzes Nr. 161/2002 (in der durch Artikel 2 
des Gesetzes Nr. 132/2010 geänderten Fassung) unterzogen wird, vorbehaltlich der Punkte 3 und 4 der 
Übergangsbestimmung V desselben Gesetzes und mit der in Punkt 2 derselben Bestimmung vorgesehenen 
Rechtswirkung. Am 8. Oktober 2008 hatte die isländische Finanzaufsichtsbehörde (FME) die Befugnisse der 
Hauptversammlung übernommen und einen Auflösungsausschuss für die Bank eingesetzt. Gemäß dem 
Gesetz Nr. 129/2008 (vgl. Gesetz Nr. 21/1991) wurde der Bank mit Entscheidung des Bezirksgerichts 
vom 24. November 2008 ein Schuldenmoratorium gewährt. Dieses Moratorium wurde seither dreimal 
verlängert. Die letzte Verlängerung erfolgte am 13. August 2010 und endete am 24. November 2010. 
Eine weitere Verlängerung ist rechtlich nicht möglich. 

Mit dem Gesetz Nr. 44/2009, das am 22. April 2009 in Kraft trat, wurden wesentliche Änderungen an 
Schuldenmoratorien von Finanzinstituten vorgenommen. Gemäß Punkt 2 der Übergangsbestimmung II des 
Gesetzes Nr. 44/2009 (Übergangsbestimmung V des Gesetzes Nr. 161/2002) gelten die Bestimmungen aus 
Artikel 101 Absatz 1, Artikel 102, Artikel 103 und Artikel 103a des Gesetzes Nr. 161/2002 (in der durch 
Artikel 5 Absatz 1 und die Artikel 6 bis 8 des Gesetzes Nr. 44/2009 geänderten Fassung) für das 
Moratorium in derselben Weise, als ob gegen die Bank am Tag des Inkrafttretens des Gesetzes aufgrund 
einer Gerichtsentscheidung ein Liquidationsverfahren eröffnet worden wäre. Es wurde jedoch festgelegt, dass 
das Liquidationsverfahren als Moratorium zu betrachten sei, solange dies zulässig ist. In dem Gesetz Nr. 
44/2009 ist zudem vorgesehen, dass das Unternehmen bei Ablauf des Moratoriums automatisch in ein 
Liquidationsverfahren nach den allgemeinen Bestimmungen eintritt, ohne dass dazu eine eigene Gerichts­
entscheidung erforderlich ist. Mit Entscheidung des Bezirksgerichts Reykjavík vom 12. Mai 2009 wurde ein 
Liquidationsrat für die Bank eingesetzt. 

Die Gläubiger wurden aufgefordert, bis zum 26. November 2009 ihre Forderungen anzumelden. In der 
Veröffentlichung wurden zudem die zu beachtenden Fristen bekanntgegeben. Die angemeldeten Forderungen 
waren bereits Gegenstand von drei Sitzungen und sollen am 14. April 2011 auf einer weiteren Sitzung 
behandelt werden. Bei dieser Sitzung wird der Auflösungsrat seine Entscheidungen über die Anerkennung 
von Forderungen gegen die Bank voraussichtlich abschließend bekanntgeben. 

Mit dem Gesetz Nr. 132/2010, das am 17. November 2010 in Kraft trat, wurde das Gesetz Nr. 161/2002 
dahingehend geändert, dass der Auflösungsausschuss und der Liquidationsrat eines Unternehmens vor 
Ablauf eines genehmigten Moratoriums gemeinsam einen Antrag auf einen Gerichtsentscheid stellen kön­
nen, nach dem gegen das Unternehmen ein Liquidationsverfahren nach den allgemeinen Bestimmungen 
eröffnet wird, wenn die wesentlichen Bedingungen aus Artikel 101 Absatz 2 Punkt 3 des Gesetzes nach 
Ansicht des Gerichts erfüllt sind. Gibt das Gericht einem solchen Antrag statt, bleiben die während des 
Moratoriums nach dem Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 44/2009 getroffenen Maßnahmen unberührt. 

Das Gericht erließ auf der Grundlage des Gesetzes (in der durch das Gesetz Nr. 132/2010 geänderten 
Fassung) am 22. November 2010 eine Entscheidung über einen solchen Antrag des Auflösungsausschusses 
und des Liquidationsrats. Nach Ansicht des Gerichts sind die in dem Gesetz festgelegten Bedingungen für die 
Eröffnung eines Liquidationsverfahrens erfüllt. 

Die Vermögenswerte der Bank betragen auf der Grundlage der derzeitigen Einziehungschancen und des 
Wechselkurses der ISK vom 30. September 2010 ca. 783 Mrd. ISK, während sich ihre Verbindlichkeiten auf 
ca. 2 838 Mrd. ISK belaufen. Nach Ansicht des Gerichts ist die Bank somit insolvent, und ihre Zahlungs­
schwierigkeiten sind voraussichtlich nicht nur vorübergehender Natur (vgl. Artikel 101 Absatz 2 Punkt 3 
des Gesetzes Nr. 161/2002). 

In der Entscheidung des Gerichts wird ferner bestätigt, dass die während des Moratoriums nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 44/2009 getroffenen Maßnahmen gemäß den gesetzlichen Bestimmungen 
wirksam bleiben. Dazu zählen z. B. die Einsetzung des Auflösungsausschusses und des Liquidationsrats der
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Bank sowie alle auf der Grundlage der Artikel 101 bis 103 und 103a des Gesetzes Nr. 161/2002 getrof­
fenen Maßnahmen (vgl. auch Punkt 2 der Übergangsbestimmung V des Gesetzes). In der Entscheidung wird 
darüber hinaus bestätigt, dass das Datum des Inkrafttretens des Gesetzes Nr. 44/2009 (der 22. April 2009) 
auch weiterhin für die Festlegung der Rangfolge der Forderungen und für sonstige Rechtswirkungen, die 
vom Datum der Entscheidung über ein Liquidationsverfahren abhängen, maßgeblich bleibt. 

Reykjavík, den 30. November 2010 

Liquidationsrat der Glitnir banki hf. 
Steinunn H. GUÐBJARTSDÓTTIR, Anwältin am Obersten Gerichtshof 
Páll EIRÍKSSON, Anwalt am Bezirksgericht 

Auflösungsausschuss der Glitnir banki hf. 
Árni TÓMASSON 
Heimir HARALDSSON 
Thórdís BJARNADÓTTIR, Anwältin am Obersten Gerichtshof
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Liquidationsverfahren 

Beschluss zur Einleitung des Liquidationsverfahrens bezüglich des Unternehmens ARFIN 
Compagnia di Assicurazioni e Riassicurazioni SpA 

(Bekanntmachung gemäß Artikel 14 der Richtlinie 2001/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Sanierung und Liquidation von Versicherungsunternehmen) 

(2011/C 22/04) 

Versicherungsunternehmen ARFIN Compagnia di Assicurazioni e Riassicurazioni SpA 
Viale Nazario Sauro 14 
20124 Milano MI 
ITALIA 

Datum, Inkrafttreten und Art des Beschlusses Decreto del Ministro dello Sviluppo Economico del 6 dicembre 
2010 — Revoca dell’autorizzazione all’esercizio dell’attività in tutti i 
rami e di liquidazione coatta amministrativa ai sensi dell’articolo 245 
del Decreto Legislativo n. 209/2005 (Dekret des Ministeriums für wirt­
schaftliche Entwicklung vom 6. Dezember 2010 — Entzug der Zulas­
sung für sämtliche Geschäftsfelder und Zwangsliquidation gemäß 
Artikel 245 des Gesetzesdekrets Nr. 209/2005). 

Zuständige Behörde Ministero dello Sviluppo Economico 
Via Molise 2 
00187 Roma RM 
ITALIA 

Aufsichtsbehörde ISVAP 
Via del Quirinale 21 
00187 Roma RM 
ITALIA 

Bestellter Liquidator Dott. Angelo Cremonese 
Viale Nazario Sauro 14 
20124 Milano MI 
ITALIA 

Tel. +39.02006317 
Fax +39.0269901389 

Maßgebliches Recht Artikel 245 des Decreto Legislativo n. 209/2005. 

Mit dem Dekret Nr. 18659 des Ministeriums für wirtschaftliche Entwicklung vom 29. März 2010 wurde 
gemäß Artikel 245 des Gesetzesdekrets Nr. 209 vom 7. September 2005 der Entzug der Zulassung für 
sämtliche Geschäftsfelder und die Zwangsliquidation der Gesellschaft ARFIN Compagnia di Assicurazioni e 
Riassicurazioni SpA mit Sitz in Mailand, Viale Nazario Sauro 14, verfügt.
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Liquidationsverfahren 

Entscheidung zur Eröffnung des Liquidationsverfahrens für den Lebensversicherer Universum 
Towarzystwa Ubezpieczeń na Życie SA (freiwillige Liquidation aufgrund des Beschlusses der 

außerordentlichen Hauptversammlung zur Auflösung des Unternehmens) 

(Bekanntmachung gemäß Artikel 14 der Richtlinie 2001/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 1 über 
die Sanierung und Liquidation von Versicherungsunternehmen) 

(2011/C 22/05) 

Versicherungsunternehmen Universum Towarzystwo Ubezpieczeń na Życie SA 
ul. Słomińskiego 19, lok 515 
00-195 Warszawa 
POLSKA/POLAND 

Datum, Inkrafttreten und Art der Entscheidung 1. Dezember 2010, Beschlüsse Nr. 1 und 2 der außerordentlichen 
Hauptversammlung des Lebensversicherers Universum Towarzystwa 
Ubezpieczeń na Życie SA vom 1. Dezember 2010 über die Auf­
lösung und Einleitung der Liquidation des Lebensversicherers Univer­
sum Towarzystwa Ubezpieczeń na Życie SA am 1. Januar 2011 

Zuständige Organe Hauptversammlung des Unternehmens Universum Towarzystwa 
Ubezpieczeń na Życie SA 

Aufsichtsbehörde Finanzaufsichtskommission (Komisja Nadzoru Finansowego) 
Pl. Powstańców Warszawy 1 
00-950 Warszawa 
POLSKA/POLAND 

Bestellter Liquidator Ms Agnieszka Senkowska Ms Izabela Maniak 
ul. Słomińskiego 19, lok 515 
00-195 Warszawa 
POLSKA/POLAND 

Maßgebliches Recht Polen: Artikel 192 des Versicherungsgesetzes (Ustawy o działalności 
ubezpieczeniowej) vom 22. Mai 2003 (Gesetzblatt 2010, Nr. 11, Pos. 
66, in der geänderten Fassung)
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens bestimmter Antidumpingmaßnahmen 

(2011/C 22/06) 

1. Nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 
über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) gibt die Europäische Kommission bekannt, dass die unten genannten Antidumpingmaßnahmen zu 
dem in der nachstehenden Tabelle angegebenen Zeitpunkt außer Kraft treten, sofern keine Überprüfung 
nach dem folgenden Verfahren eingeleitet wird. 

2. Verfahren 

Die EU-Hersteller können einen schriftlichen Antrag auf Überprüfung stellen. Dieser Antrag muss ausrei­
chende Beweise dafür enthalten, dass das Dumping und die Schädigung im Falle des Außerkrafttretens der 
Maßnahmen wahrscheinlich anhalten oder erneut auftreten würden. 

Sollte die Kommission eine Überprüfung der betreffenden Maßnahmen beschließen, erhalten die Einführer, 
die Ausführer, die Vertreter des Ausfuhrlandes und die EU-Hersteller Gelegenheit, die im Überprüfungsantrag 
dargelegten Sachverhalte zu ergänzen, zu widerlegen oder zu erläutern. 

3. Frist 

Die EU-Hersteller können nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung auf der vorgenannten Grund­
lage einen schriftlichen Antrag auf Überprüfung stellen, der der Europäischen Kommission (Generaldirektion 
Handel, Referat H-1, N-105 4/92, B-1049 Brüssel) ( 2 ) spätestens drei Monate vor dem in nachstehender 
Tabelle angegebenen Zeitpunkt vorliegen muss. 

4. Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 veröffent­
licht. 

Ware Ursprungs- oder Ausfuhrland/ 
-länder Maßnahmen Rechtsgrundlage Zeitpunkt des 

Außerkrafttretens 

Bestimmte Säcke 
und Beutel aus 
Kunststoffen 

Volksrepublik China 

Thailand 

Antidumpingzoll Verordnung (EG) Nr. 
1425/2006 des Rates (ABl. 
L 270 vom 29.9.2006, S. 4) 

30.9.2011
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( 1 ) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 51. 
( 2 ) Fax +32 22956505.



VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

STAATLICHE BEIHILFE — DÄNEMARK 

Staatliche Beihilfe C 35/10 (ex N 302/10) 

Steuer auf Online-Spiele nach dem dänischen Spielsteuergesetz 

Aufforderung zur Stellungnahme nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/C 22/07) 

Mit Schreiben vom 14. Dezember 2010, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, 
hat die Kommission das Königreich Dänemark von ihrem Beschluss in Kenntnis gesetzt, wegen der ge­
nannten Maßnahme das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) einzuleiten. 

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des 
Schreibens zu der Maßnahme, die Gegenstand des von der Kommission eingeleiteten Verfahrens ist, Stellung 
nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
Rue Joseph II 70/Jozef II-straat 70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22961242 

Alle Stellungnahmen werden dem Königreich Dänemark übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme 
abgeben, können unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht offengelegt 
wird. 

ZUSAMMENFASSUNG 

1. VERFAHREN 

Am 6. Juli 2010 meldete Dänemark den Gesetzesvorschlag 
L 203 über Spielsteuern aus Gründen der Rechtssicherheit bei 
der Kommission an. Parallel dazu gingen bei der Kommission 
zwei Beschwerden ein: am 23. Juli 2010 eine Beschwerde des 
dänischen Verbands der Spielautomatenhersteller und am 
6. August 2010 eine Beschwerde des Betreibers einer herkömm­
lichen Spielbank, des „Royal Casino“. 

2. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME, DIE GEGENSTAND DES 
VON DER KOMMISSION EINGELEITETEN VERFAHRENS IST 

Im Jahr 2009 beschloss die dänische Regierung eine Reform der 
für den Glücksspielmarkt geltenden Rechtsvorschriften. Bis da­
hin bestand im Glücksspielsektor ein staatliches Monopol mit 

dem Lizenznehmer Danske Spil A/S als einzigem Anbieter. An­
deren Unternehmen war es unter Androhung von Sanktionen 
verboten, in Dänemark Glücksspiele zu vermarkten oder zu 
bewerben. Trotz dieses Verbotes vermarkteten Anbieter On­
line-Glücksspiele in Dänemark, was per definitionem einer uner­
laubten Veranstaltung von Glücksspielen gleichkam. Wegen die­
ser Umgehung des Monopols, des Ausfalls von Steuereinnah­
men und des Fehlens jeder Kontrolle über solch gesetzeswidriges 
Verhalten sah sich die Regierung veranlasst, eine Öffnung des 
Online-Markts vorzuschlagen, worin sie die einzige Möglichkeit 
sah, die Kontrolle über die Spieler und die Online-Anbieter 
wiederzuerlangen. 

Mit den neuen Rechtsvorschriften wird das Monopol nun durch 
einen regulierten, teilliberalisierten Glücksspielsektor ersetzt. Das 
Paket umfasst unter anderem das Gesetz Nr. 848 über Glücks­
spiele vom 1. Juli 2010 und das angemeldete Gesetz Nr. 698
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über die Spielsteuer vom 25. Juni 2010, die am 1. Januar 2011 
in Kraft treten sollten. Da für das Inkrafttreten jedoch die vor­
herige Genehmigung der Kommission erforderlich ist, wurde der 
Minister für Steuern ermächtigt, zu entscheiden, ab wann diese 
beiden Gesetze gelten. 

Nach der neuen Steuerregelung werden die Anbieter von On­
line-Glücksspielen und die Anbieter herkömmlicher Glücksspiele 
steuerlich unterschiedlich behandelt. Der Steuersatz beträgt bis 
zu 75 % der Brutto-Glücksspieleinnahmen (Spieleinsätze minus 
Spielgewinne) für herkömmliche Spielbanken (Roulette, Black­
jack, Bakkarat, Punto Banco, Poker und Spielautomaten in Spiel­
banken) und 71 % der Brutto-Glücksspieleinnahmen für her­
kömmliche Spielautomaten („Unterhaltungsautomaten mit Geld­
gewinnmöglichkeit“ wie Geldspielgeräte in Spielhallen und Res­
taurants), während für die Online-Veranstaltung dieser Spiele ein 
Pauschalsatz von 20 % der Brutto-Glücksspieleinnahmen gilt. 

3. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG DER MASSNAHME 

Dänemark erklärt, dass das vorgesehene Liberalisierungsmodell 
im Einklang mit der Informationsverfahrens-Richtlinie 98/34/EG 
bei der Kommission angemeldet worden sei, und weist darauf 
hin, dass die Kommission in ihrem Schreiben vom 19. April 
2010 ihre Zufriedenheit mit der geplanten Liberalisierung im 
Rahmen der angemeldeten Maßnahme zum Ausdruck gebracht 
habe. 

Dänemark bestreitet weder, dass die Maßnahme das Kriterium 
der „staatlichen Mittel“ erfüllt, noch, dass ein möglicher finan­
zieller Vorteil Unternehmen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 
AEUV zugutekäme. Bei der Maßnahme handle es sich aber nicht 
um eine Beihilfe, da sie nicht selektiv sei und daher kein Vorteil 
entstehe. Die unterschiedliche steuerliche Behandlung von On­
line-Glücksspielen und herkömmlichen Glücksspielen sei „durch 
die Natur oder den inneren Aufbau des Systems“ gerechtfertigt. 

Die dänische Regierung erkennt zwar an, dass Online-Wetten 
und herkömmliche Wetten demselben Markt angehören und 
daher demselben Steuersatz (20 %) unterliegen sollten, ist jedoch 
der Auffassung, dass die Märkte für Online-Glücksspiele und 
herkömmliche Glücksspiele zwei völlig verschiedene Märkte dar­
stellten, die nicht vergleichbar seien und daher nicht die An­
wendung desselben Steuersatzes rechtfertigen könnten. Da es 
sich angeblich um eigene, voneinander getrennte Märkte han­
delt, würde die unterschiedliche steuerliche Behandlung von 
Online-Glücksspielen und herkömmlichen Glücksspielen Unter­
nehmen betreffen, die sich rechtlich oder tatsächlich nicht in 
einer vergleichbaren Lage befinden. 

Nach Auffassung Dänemarks seien herkömmliche Spiele und 
Internet-Spiele auch aus technischer Sicht nicht zu vergleichen. 
In herkömmlichen Spielbanken würden die Spiele zum größten 
Teil vollständig manuell betrieben, während Online-Spiele aus­
schließlich von einer auf einer Remote-Plattform installierten 
Computersoftware gesteuert würden. Ferner seien herkömmliche 
Spiele und Online-Spiele nicht als konkurrierende Produkte, 
sondern vielmehr als unterschiedliches Spielverhalten anzuse­
hen, das sich einander sogar ergänze. In diesem Zusammenhang 

weist Dänemark darauf hin, dass das Spielen in einer herkömm­
lichen Spielbank einen zusätzlichen zeitlichen und finanziellen 
Aufwand für die Anfahrt, die Einhaltung der Kleiderordnung, die 
Zahlung des Eintrittsgelds und die Beachtung des Rauchverbots 
erfordere. Dieser zusätzliche Aufwand zeige, dass der Besuch 
einer herkömmlichen Spielbank ein besonderes Erlebnis mit 
hohem sozialem Stellenwert sei. Darüber hinaus unterscheide 
sich auch die Art der angebotenen Dienstleistungen ganz erheb­
lich. Die unmittelbare menschliche Begegnung beim traditionel­
len Spielbetrieb vermittle dem Glücksspiel den Charakter eines 
gesellschaftlichen Erlebnisses, das auch die Inanspruchnahme 
weiterer Dienstleistungen wie den Kauf von Getränken oder 
Snacks umfasse. Zudem sei das Verbraucherprofil (Alter, Ge­
schlecht und Bildungsniveau) bei herkömmlichen und Online- 
Spielen nicht dasselbe. 

Die beiden Beschwerdeführer widersprechen der dänischen Re­
gierung heftig und vertreten die entgegengesetzte Auffassung. 
Bei Online-Glücksspielen und herkömmlichen Glücksspielen 
handle es sich um genau dieselben Spiele und damit um Seg­
mente desselben Marktes. Der für Online-Anbieter geltende 
niedrigere Steuersatz benachteilige daher eindeutig die Anbieter 
herkömmlicher Glücksspiele und stelle eine staatliche Beihilfe 
dar, die nur die Online-Anbieter begünstige. 

Beim derzeitigen Stand des Verfahrens hat die Kommission 
Zweifel daran, dass Online- und herkömmliche Glücksspiel­
unternehmen für die Zwecke der Würdigung ihrer steuerlichen 
Behandlung nach der angemeldeten Maßnahme rechtlich oder 
tatsächlich nicht vergleichbar seien. Nach Auffassung der Kom­
mission könnte das Spielsteuergesetz daher eine selektive Maß­
nahme im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV darstellen. 

Hinsichtlich der Rechtfertigung durch die Natur oder den inne­
ren Aufbau des Steuersystems führt die dänische Regierung aus, 
die Festsetzung des Steuersatzes für Online-Glücksspiele auf ei­
nem viel niedrigeren Niveau (20 %) sei das Ergebnis einer 
schwierigen Abwägung zwischen der Notwendigkeit, die all­
gemeinen Ziele des dänischen Glücksspielrechts zu verwirk­
lichen, und der Notwendigkeit, zu gewährleisten, dass sich On­
line-Anbieter durch einen niedrigen Steuersatz veranlasst sehen, 
eine Lizenz in Dänemark zu beantragen, statt wie bisher Online- 
Glücksspiele von Niedrigsteuergebieten aus anzubieten. Die Be­
schwerdeführer unterstreichen unter anderem, dass es nicht in 
der Art oder der Logik des dänischen Glücksspielsteuersystems 
liegen kann, eine unbegrenzte Zahl von Lizenzen für Online- 
Kasinos in Verbindung mit einem derart niedrigen Steuersatz zu 
erteilen und gleichzeitig die Zahl der Lizenzen für herkömm­
liche Spielbanken unter Beibehaltung eines höheren Steuersatzes 
weiter zu beschränken. 

Nach ständiger Rechtsprechung können die Steuervorschriften 
anderer Mitgliedstaaten nicht als Rechtfertigung durch die Natur 
oder den inneren Aufbau des Steuersystems herangezogen wer­
den. Auch das Argument der Steigerung der Wettbewerbsfähig­
keit der Unternehmen ist in der Rechtsprechung stets als mög­
liche Rechtfertigung zurückgewiesen worden.
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Beim derzeitigen Stand des Verfahrens zweifelt die Kommission 
daran, dass die Maßnahme durch die Logik des Steuersystems 
gerechtfertigt ist. 

Die Kommission ist daher zum jetzigen Zeitpunkt der Auffas­
sung, dass die Maßnahme eine staatliche Beihilfe darstellen 
könnte. Die Kommission hat ferner Zweifel daran, dass die 
Maßnahme die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt nach Artikel 107 Absätze 2 und 3 AEUV erfüllt. 

WORTLAUT DES SCHREIBENS 

„Kommissionen skal meddele Kongeriget Danmark, at den efter 
at have undersøgt de danske myndigheders oplysninger om 
ovennævnte foranstaltning har besluttet at indlede proceduren 
efter artikel 108, stk. 2, i traktaten om Den Europæiske Unions 
funktionsmåde (i det følgende benævnt »EUF-traktaten«). 

1. SAGSFORLØB 

(1) Den 6. juli 2010 anmeldte de danske myndigheder efter 
EUF-traktatens artikel 108, stk. 3, lovforslag L 203 om 
afgifter af spil (»spilleafgiftsloven« ( 1 )) af hensyn til den 
retlige sikkerhed. Ved brev af 11. august og 
22. september 2010 anmodede Kommissionen om yder­
ligere oplysninger, som de danske myndigheder fremsendte 
ved brev af 20. oktober 2010. 

(2) Desuden modtog Kommissionen to særskilte klager over 
spilleafgiftsloven. Den første klage blev indsendt den 
23. juli 2010 af Dansk Automat Brancheforening (DAB). 
Den anden klage blev indsendt den 6. august 2010 af et 
landbaseret kasino, »Royal Casino«. De to klager blev den 
23. september 2010 videresendt til de danske myndig­
heder, som blev opfordret til at fremsætte bemærkninger 
dertil. De danske myndigheder fremsatte deres bemærk­
ninger ved ovennævnte brev af 20. oktober 2010. 

(3) Den 10. november 2010 blev der i Bruxelles afholdt et 
møde med de danske myndigheder med det formål at 
drøfte anmeldelsen og de to ovennævnte klager. De 
danske myndigheder fremlagde på mødet et notat med 
titlen »The dilemma created by the pending State aid 
case«, hvori de også oplyste, at de ville udsætte den 
anmeldte lovs ikrafttræden, indtil Kommissionen havde 
truffet afgørelse i sagen. 

2. BAGGRUND 

2.1. Det nuværende spillemarked 

(4) Den anmeldte lov er blevet indført som led i liberalise­
ringen af det danske spillemarked, der hidtil hovedsagelig 
har været underlagt et statsmonopol. Liberaliseringen 
skulle efter de oprindelige planer have fundet sted pr. 
1. januar 2011. 

(5) I henhold til den gældende lovgivning (baseret på lovbe­
kendtgørelse nr. 273 af 17. april 2008) er skatteministeren 
bemyndiget til at meddele bevilling til udbud af spil, lotte­
rier og væddemål mod betaling af afgift til staten. 

(6) Hidtil er der ved lov kun meddelt én bevilling, nemlig til 
det statskontrollerede selskab, »Danske Spil A/S«, hvor 

skatteministeriet ejer 80 % af aktierne. De resterende 20 % 
ejes af Danmarks Idræts-Forbund og Danske Gymnastik- 
og Idrætsforeninger. Danske Spil er således for øjeblikket 
den eneste lovlige udbyder af spil i Danmark bortset fra 
visse særlige markeder (såsom kasinoer, spillehaller eller 
duekapflyvninger). 

(7) Efter de gældende regler er det ikke tilladt for andre virk­
somheder end monopolindehaveren, Danske Spil A/S, at 
udbyde eller reklamere for spil i Danmark. Overtrædelser 
straffes med bøde. 

(8) Danske Spil har også monopol på det danske marked for 
væddemål og udbyder såvel onlinevæddemål som landba­
serede væddemål. Den nuværende afgiftssats for væddemål 
er på 30 %. 

(9) For øjeblikket er det kun Danske Spil, der kan udbyde 
onlinekasinospil, men selskabet har hidtil valgt ikke at 
udbyde disse spil online. På trods af dette forbud mod at 
udbyde onlinespil har spiludbydere, der er etableret i andre 
lande, i de sidste par år udbudt deres tjenester til den 
danske offentlighed ved at reklamere gennem såvel 
danske som udenlandske medier. 

(10) Med hensyn til landbaserede kasinoer er der kun meddelt 
et begrænset antal bevillinger (ni). Der findes for øjeblikket 
seks kasinoer i Danmark, som alle er knyttet til hoteller, 
enten i større byer eller på badesteder. Disse kasinoer 
drives af private investorer, også fra andre medlemsstater. 
Generelt må et kasino kun udbyde roulette, baccarat, 
punto banco og black jack. Justitsministeren kan dog 
give tilladelse til andre former for spil, såsom poker. 
Desuden kan der i landbaserede kasinoer opstilles spilleau­
tomater, som kun kan benyttes af gæsterne. 

(11) Spilleautomater kan kun opstilles i restaurationer med 
alkoholbevilling og i private og offentlige spillehaller. 
Ved spilleautomater forstås mekaniske eller elektroniske 
maskiner, der kan anvendes til spil, hvor spilleren mod 
en økonomisk indsats kan vinde en gevinst bestående af 
kontanter eller spillemønter. Ifølge lov om spilleautomater 
må opstilling og drift af spilleautomater kun ske med 
spillemyndighedens tilladelse. På nuværende tidspunkt er 
det kun Danske Spil, der har bevilling til at udbyde online­
spilleautomater, men som anført ovenfor, har selskabet 
valgt ikke at gøre det. 

2.2. Liberaliseringsprocessen 

(12) Den danske regering har besluttet at gennemføre en 
reform af den gældende lovgivning om spil og væddemål 
for at erstatte det eksisterende monopol med et reguleret 
og delvis liberaliseret system. Liberaliseringen blev bl.a. 
anset for nødvendig af hensyn til EU-retten — efter at 
der var blevet indledt en overtrædelsesprocedure og 
fremsat en begrundet udtalelse den 23. marts 2007 ( 2 ) 
— og for at imødegå truslen fra ulovlige onlinespil, som 
udbydes af spiloperatører i andre lande.
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(13) Liberaliseringsprocessen blev under folketingsbehandlingen 
begrundet med henvisning til den seneste teknologiske 
udvikling, som betyder, at Danmark nu er en del af et 
globalt kommunikationssamfund, hvor forbrugerne har 
adgang til en lang række tjenester fra udbydere i forskellige 
jurisdiktioner. Over de sidste 10 år har spil udviklet sig til 
et betydeligt salgsprodukt på internettet, især efter indfø­
relsen af onlinepoker. Internettet har givet danskerne 
mulighed for at sammenligne Danske Spils produkter og 
produktsortiment med produkter fra udbydere af online­
spil i Det Forenede Kongerige, Malta, Gibraltar og andre 
lande. Et hastigt voksende antal danske spillere er derfor i 
de senere år begyndt at spille med internationale spiludby­
dere. De danske myndigheder frygter, at udbuddet af spil 
vil kunne få negative følger for samfundet i form af krimi­
nalitet og forstyrrelse af den offentlige orden og føre til 
ludomani hos udsatte personer, hvis ikke det reguleres og 
kontrolleres intensivt. Samtidig er Danske Spils overskud 
faldet gradvis. Det er derfor nødvendigt, at de danske 
myndigheder kan regulere og kontrollere de spil, der 
udbydes til danskerne, for at kanalisere danskernes spil 
ind i kontrollerede rammer og forebygge negative sociale 
følgevirkninger i samfundet. 

(14) Den anmeldte lov indgår i et lovsæt, der blev indført for at 
liberalisere spillemarkedet ( 1 ). Det overordnede formål med 
denne nye lovreform inden for spil er at holde forbruget af 
spil på et moderat niveau, at beskytte unge og andre 
udsatte personer mod udnyttelse eller mod udvikling af 
ludomani, at beskytte spillerne ved at sikre, at spil 
udbydes på en rimelig, ansvarlig og gennemsigtig måde, 
og at sikre lov og orden og forhindre udvikling af spilre­
lateret kriminalitet. 

(15) Efter liberaliseringen kan det danske marked for spil gene­
relt beskrives således: 

a) Væddemål: der er planlagt en fuldstændig liberalisering, 
og der kan meddeles bevilling til såvel online- som 
landbaserede væddemål i en periode på 5 år. Visse 
former for væddemål, som f.eks. hestevæddeløb, er 
dog udelukket. 

b) Landbaserede kasinoer: der meddeles ingen nye bevil­
linger, da der ikke er sket nogen væsentlige ændringer i 
driften af landbaserede kasinoer. 

c) Onlinekasinoer: der er planlagt en fuldstændig liberali­
sering, idet der kan meddeles et ubegrænset antal bevil­
linger til privatpersoner, virksomheder og sammenslut­
ninger, der opfylder de fastsatte betingelser. Onlineka­
sinoer kan udbyde roulette, baccarat, punto banco, 
black jack, poker og spil på spilleautomater. 

d) Spilleautomater: dette marked er forholdsvis liberali­
seret, da der kun kan nægtes bevilling, hvis politiet 
beslutter det af hensyn til den offentlige orden. 

2.3. Beskrivelse af den anmeldte foranstaltning 

De former for spil, som foranstaltningen omfatter 

(16) Det er i § 3 i lov om spil fastsat, at »udbud eller arrange­
ring af spil kræver tilladelse, medmindre andet følger af 
denne lov eller anden lovgivning«. Desuden fastlægger spil­
leafgiftsloven det princip, at »udbud eller arrangement af 
spil er afgiftspligtigt« (§ 1). 

(17) Efter definitionen i § 5 i lov om spil omfatter spil: i) 
lotteri, ii) kombinationsspil og iii) væddemål. 

(18) Ved kombinationsspil forstås »aktiviteter, hvor en deltager 
har en chance for at vinde en gevinst, og hvor gevinst­
chancen beror på en kombination af færdighed og tilfæl­
dighed«. Kombinationsspil omfatter således spil, der ofte 
udbydes af kasinoer, såsom roulette, poker, baccarat, 
black jack og spil på gevinstgivende spilleautomater. 

(19) I § 5 lov om spil defineres onlinespil som »spil, der indgås 
mellem en spiller og en spiludbyder ved brug af fjernkom­
munikation«. I samme bestemmelse defineres landbaserede 
spil som »spil, der indgås, ved at en spiller og en spilud­
byder eller spiludbyderens forhandler mødes fysisk«. 
Væddemål defineres som »aktiviteter, hvor en deltager 
har en chance for at vinde en gevinst, og hvor der 
væddes om resultatet af en fremtidig begivenhed eller 
indtræffelse af en fremtidig hændelse«. 

(20) Efter spilleafgiftsloven er følgende spil afgiftspligtige: i) 
lotteri, herunder klasselotteri og almennyttigt lotteri, ii) 
væddemål, herunder lokale puljevæddemål, iii) landbase­
rede kasinoer, iv) onlinekasinoer, v) gevinstgivende spil­
leautomater i spillehaller og restaurationer og vi) spil 
uden indsats ( 2 ). 

Afgiftsmæssig behandling af spil 

(21) Den anmeldte foranstaltning omfatter forskellige afgifts­
satser for spil, der udbydes i onlinekasinoer, og for spil, 
der udbydes i landbaserede kasinoer. 

(22) Indehavere af tilladelse til udbud af spil i et onlinekasino 
skal betale en afgift på 20 % af bruttospilleindtægten (»BSI« 
— indsatserne minus gevinsterne) ( 3 ). 

(23) Indehavere af tilladelse til udbud af spil i landbaserede 
kasinoer skal dog betale en basisafgift på 45 % af BSI 
(fratrukket værdien af spillemærkerne i troncen) og en 
tillægsafgift på 30 % af den del af BSI (fratrukket 
værdien af spillemærkerne i troncen), der overstiger 
4 mio. DKK (beregnet månedligt), jf. § 10 i spilleafgifts­
loven ( 4 ). 

(24) Indehavere af tilladelse til udbud af spil på gevinstgivende 
spilleautomater i spillehaller og restaurationer skal betale 
en afgift på 41 % af BSI. Der skal af spilleautomater 
opstillet i restaurationer og spillehaller betales en tillægs­
afgift på 30 % af den del af BSI, der overstiger henholdsvis 
30 000 DKK og 250 000 DKK ( 5 ).
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(25) Indehavere af tilladelse til udbud af væddemål skal betale 
en afgift på 20 % af BSI, og det gælder både landbaserede 
væddemål og onlinevæddemål. 

Gebyrer 

(26) Efter den nye lov om spil skal en ansøger ved ansøgning 
om tilladelse til at udbyde væddemål eller onlinekasino 
betale et gebyr på 250 000 DKK (350 000 DKK, hvis der 
ansøges om både væddemål og onlinekasino) og et årligt 
gebyr på mellem 50 000 DKK og 1 500 000 DKK afhæn­
gigt af spillindtægtens størrelse. 

Ikrafttræden 

(27) Selv om den anmeldte foranstaltning oprindelig skulle 
træde i kraft den 1. januar 2011, er det af hensyn til 
overholdelsen af statsstøttereglerne fastsat i spilleafgifts­
lovens § 35, stk. 1, at skatteministeren fastsætter tids­
punktet for lovens ikrafttræden. 

3. DE DANSKE MYNDIGHEDERS ARGUMENTER 

(28) De danske myndigheder erindrer om, at de, efter at de i en 
årrække har fastholdt, at deres spilmonopol var lovligt i 
henhold til EU-traktaten ud fra ufravigelige samfundsmæs­
sige hensyn, endelig i 2009 besluttede at foretage en delvis 
liberalisering af markedet, som var ved at blive undermi­
neret af truslen om ulovligt onlinespil. 

(29) De understreger, at deres planlagte liberaliseringsmodel 
blev anmeldt til Kommissionen i overensstemmelse med 
reglerne i informationsproceduredirektivet ( 1 ), og at 
Kommissionen i sit brev af 19. april 2010 udtrykte 
tilfredshed med den planlagte liberalisering som omhandlet 
i denne anmeldelse. 

(30) De danske myndigheder mener derfor, at spilleafgiftsloven 
er forenelig med udøvelsen af traktatens grundlæggende 
friheder, og at den ikke indebærer statsstøtte som 
omhandlet i EUF-traktatens artikel 107, stk. 1. 

(31) De danske myndigheder bestrider ikke, at foranstaltningen 
opfylder kriterierne for brug af statsmidler, eller at modta­
gerne af en eventuel finansiel fordel er virksomheder som 
omhandlet i EUF-traktatens artikel 107, stk. 1. De mener 
dog ikke, at foranstaltningen indebærer støtte, da den ikke 
er selektiv og derfor ikke medfører nogen fordel. Endvidere 
finder de, at forskellen i afgiftsmæssig behandling mellem 
onlinespil og landbaserede spil er berettiget som følge af 
»systemets karakter eller forvaltning«. 

Ingen selektivitet 

(32) De danske myndigheder fremfører, at en statsforanstalt­
ning ifølge retspraksis er selektiv, hvis den begunstiger 
visse virksomheder eller visse produktioner i forhold til 
andre virksomheder, som under hensyntagen til det 

formål, der forfølges med den pågældende ordning, 
befinder sig i en tilsvarende faktisk og retlig situation ( 2 ). 

(33) Selv om de danske myndigheder erkender, at onlinevæd­
demål og landbaserede væddemål tilhører samme marked 
og derfor bør være underlagt samme afgiftsniveau (20 %), 
mener de, at markederne for onlinekasinoer og landbase­
rede kasinoer udgør to vidt forskellige markeder, som ikke 
kan sammenlignes og derfor heller ikke kan være under­
lagt samme afgiftsniveau. 

(34) De danske myndigheder hævder især, under henvisning til 
Adria-Wien Pipeline-sagen, at en sammenligning af virksom­
hedernes retlige og faktiske situation indebærer en analyse 
af de relevante markeder. I denne forbindelse hævder de 
danske myndigheder på grundlag af sociale og statistiske 
undersøgelser, at forbrugerne betragter onlinespil og land­
baserede spil som to forskellige aktiviteter (undersøgelse 
foretaget af Socialforskningsinstituttet i 2007 og sammen­
lignende dataark og diagrammer for onlinemarkeder og 
landbaserede markeder, udarbejdet af European Gaming 
and Betting Association — EGBA i januar og marts 2009). 

(35) De fremfører desuden, at forbrugernes profil med hensyn 
til alder, køn og uddannelsesniveau ikke er den samme for 
landbaserede spil som for onlinespil (Nomismas rapport 
fra juni 2007 om markedet for onlinevæddemål i Italien). 

(36) Ifølge de danske myndigheder er landbaserede spil og 
internetspil teknisk set heller ikke ens. Mens de fleste 
spil i landbaserede kasinoer er helt manuelt baseret, 
udføres onlinespil udelukkende af computersoftware, der 
er installeret på en onlineplatform. Den type tjenester, der 
udbydes, varierer også betydeligt. I denne forbindelse frem­
fører de danske myndigheder, at forbrugernes fysiske tilste­
deværelse ved landbaserede spil indebærer en social ople­
velse, som også omfatter andre tjenester (som f.eks. køb af 
drikkevarer eller snacks). 

(37) Desuden hævder de danske myndigheder, at landbaserede 
spil og onlinespil ikke bør anses for at konkurrere med 
hinanden, men snarere bør betragtes som særskilte og 
endog komplementære aktiviteter. I denne forbindelse 
påpeger de, at spil i landbaserede kasinoer indebærer en 
ekstra indsats og flere omkostninger i form af tid og penge 
på transport, overholdelse af påklædningsregler, betaling af 
entré eller rygeforbud. Disse yderligere forhold skulle vise, 
at spil i landbaserede kasinoer er en særlig oplevelse, hvor 
de sociale aspekter spiller en stor rolle. 

(38) De danske myndigheder påpeger også, at kontrollen over 
forbrugeren ikke er den samme ved onlinespil som ved 
landbaserede spil. I landbaserede kasinoer, hvor forbru­
gerne er samlet i de samme lokaler, kan personalet 
reagere over for spillere, der udviser en problematisk 
social adfærd (som f.eks. spillere, der snyder, er mentalt 
ustabile eller påvirket af alkohol). Udbydere af internetspil 
kan derimod ikke kontrollere spillerens spillemønster, 
mentale tilstand eller finansielle forhold.
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(39) De danske myndigheder understreger også, at de landba­
serede kasinoers faldende rentabilitet og markedsandel i de 
senere år ikke skyldes konkurrence fra onlineoperatører, 
men snarere er en følge af den aktuelle finanskrise og 
indførelsen af rygeforbud på offentlige steder. 

(40) De danske myndigheder henviser også til Ladbrokes- 
sagen ( 1 ), hvor Domstolen fastslog, at væddemål om heste­
væddeløb i Frankrig og væddemål i Frankrig om heste­
væddeløb i Belgien udgjorde to forskellige kategorier, 
som gjorde en forskel i den afgiftsmæssige behandling 
berettiget. De danske myndigheder mener derfor, at 
medlemsstaterne har ret til at foretage en afgiftsmæssig 
differentiering mellem objektivt forskellige situationer. 

(41) De henviser endvidere til Leo-Libera-sagen ( 2 ), som vedrørte 
dels spil i spilleautomater, dels væddemål og lotterier. De 
danske myndigheder fremfører, at Domstolen i denne sag 
med hensyn til artikel 135, stk. 1, litra i), i Rådets direktiv 
2006/112/EF af 28. november 2006, fastslog, at, prin­
cippet om afgiftsneutralitet ikke er til hinder for, at en 
type spil fritages for moms, mens en anden type spil 
ikke fritages, for så vidt som de to typer spil imidlertid 
ikke konkurrerer indbyrdes. De danske myndigheder 
hævder, at Leo-Libera-sagen ganske vist vedrørte opkræv­
ning af moms, men at begrebet afgiftsneutralitet svarer til 
begrebet selektivitet, når der er tale om fiskale statsstøtte­
foranstaltninger. 

(42) På baggrund af ovenstående konkluderer de danske 
myndigheder, at landbaserede spil og onlinespil udgør to 
særskilte markeder, som ikke kan sammenlignes og derfor 
afgiftsmæssigt set kan behandles forskelligt. 

Undtagelse berettiget som følge af systemets karakter eller 
forvaltning 

(43) Ud over at spilleafgiftsloven ikke er selektiv som 
omhandlet i EUF-traktatens artikel 107, stk. 1, fremfører 
de danske myndigheder, at den er berettiget som følge af 
systemets karakter eller forvaltning. De erindrer om, at 
dette er anerkendt ved retspraksis ( 3 ) og i Kommissionens 
meddelelse om anvendelsen af statsstøttereglerne på foran­
staltninger vedrørende direkte beskatning af virksomhe­
derne ( 4 ). 

(44) De danske myndigheder understreger, at spilleafgiftsloven 
har fire forskellige formål: nemlig at holde forbruget af spil 
på et moderat niveau, at beskytte unge eller udsatte 
personer mod at udvikle ludomani eller mod at blive 
udnyttet, at beskytte spillerne ved at sikre, at spillene 
udbydes på en rimelig, ansvarlig og gennemsigtig måde, 
og at sikre den offentlige orden og forhindre, at spil tjener 
som støtte til kriminalitet. 

(45) For at opfylde disse formål bør afgiftsniveauet ikke over­
stige det, som et marked kan bære. Ifølge de danske 

myndigheder vil et afgiftsniveau, der er alt for højt, under­
minere et dansk spillemarked med et alsidigt og attraktivt 
udbud af spil og desuden forhindre nye onlineoperatører i 
at komme ind på det danske spillemarked. 

(46) Ved fastsættelsen af afgifterne for udbud af onlinespil 
måtte de danske myndigheder derfor tage hensyn til de 
udenlandske afgifter på internetspil. For de danske myndig­
heder er den største risiko, at danske kunder benytter spil, 
som udbydes af operatører i udenlandske jurisdiktioner og 
jurisdiktioner med lave afgifter, som også kan være ulov­
lige. 

(47) Liberalisering af onlinespillemarkedet uden at tage hensyn 
til de betingelser, hvorpå udbydere af onlinespil opererer i 
udlandet, ville føre til en situation, hvor udenlandske 
spiludbydere ikke ville ansøge om bevilling i Danmark, 
men blot ville forsætte med at udbyde deres spil fra 
udlandet uden den danske spillemyndigheds kontrol og 
uden at opfylde betingelserne i den danske lov om spil. 

(48) De danske myndigheder mener, at den gældende afgiftssats 
på 20 % på onlinespil — som hævdes at høre til de 
højeste afgiftssatser på onlinespil i EU — bør anses for 
at være lav nok til at sikre, at et tilstrækkeligt antal uden­
landske spiludbydere vil ansøge om bevilling i stedet for at 
fortsætte med at udbyde deres spil på det danske marked 
fra udlandet. 

(49) De konkluderer derfor, at det ville være umuligt at opfylde 
lovens formål, hvis afgiften på onlinespil var højere, fordi 
det i så fald ikke ville være økonomisk tiltrækkende for 
udenlandske spiloperatører at søge ind på det danske onli­
nemarked. 

(50) De danske myndigheder tilføjer, at det er nødvendigt at 
opkræve en lav afgift på onlinespil og landbaserede 
væddemål for at sikre et attraktivt lovligt spilmarked, 
men at det ikke er berettiget at sænke den gældende 
afgift på landbaserede kasinoer og spillehaller eller restau­
rationer, hvor der er opstillet spilleautomater. En sådan 
sænkning af afgiftsniveauet ville — ud over de skadelige 
finansielle virkninger i form af lavere afgiftsprovenu for 
staten — også skabe et stærkt incitament til at øge spil i 
landbaserede kasinoer og spillehaller i strid med den lovgi­
vende myndigheds mål. 

4. KLAGERNES ARGUMENTER 

(51) Klagerne mener, at den betydeligt lavere afgift på onlinespil 
i forhold til afgiften på landbaserede spil udgør statsstøtte 
til onlinesektoren. 

(52) De fremfører, at de samlede afgifter ville andrage 403 mio. 
DKK, hvis afgiften på onlinespil var den samme som på 
landbaserede spiloperatører ( 5 ). Da den samlede afgift på 
onlinespil på grundlag af en afgift på 20 % vil være på 
140 mio. DKK i 2011, fremfører klagerne, at støtten
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til onlinesektoren vil andrage ca. 200 mio. DKK om året. 
Afgiftsfordelene vil sætte onlineoperatørerne i stand til at 
udbetale en større andel til spillerne og at føre mere 
omfattende og mere effektive markedsføringskampagner, 
som landbaserede spiloperatører, der betaler langt højere 
afgifter (op til 70 %), ikke kan hamle op med. 

(53) Klagerne bygger deres argumenter på, at der findes et indre 
marked, som omfatter både onlinespil og landbaserede 
spil, og at den lavere afgift på onlinespil ikke er berettiget 
som følge af det danske afgiftssystems karakter eller 
forvaltning. 

Landbaserede spil og onlinespil tilhører samme marked 

(54) Klagerne, der repræsenterer to segmenter af det samlede 
spillemarked (spilleautomater og landbaserede kasinoer), 
mener, at onlinespil og landbaserede spil udgør ét spille­
marked. De understreger, at disse operatører skal betale 
forskellige afgifter, selv om de befinder sig i en tilsvarende 
retlig og faktisk situation og udbyder de samme produkter 
på det samme marked. De erindrer i denne forbindelse om, 
at onlinespil i lov om spil defineres som spil, der indgås 
mellem en spiller og en spiludbyder ved brug af fjernkom­
munikation. Onlinekasinoer kan derfor udbyde kasinospil, 
som pr. definition er lotterier og kombinationsspil, og som 
også udbydes af landbaserede kasinoer, f.eks. roulette, 
baccarat, punto banco, black jack, poker og spil på 
gevinstgivende spilleautomater. De hævder derfor, at de 
spil, der udbydes af onlinekasinoer, er de samme, som 
de spil, der udbydes i landbaserede kasinoer. 

(55) Klagerne fremfører endvidere, at de to former for spil 
(online, landbaseret) set fra udbudssiden udbyder spillene 
til brugeren på samme måde (identiske formater). Især 
udbydes identiske kasinospil til spillerne på en skærm, 
uanset om spillene spilles i det konventionelle kasino, i 
private hjem via pc'er eller i spilleautomater, der drives 
ved møntindkast, og som er opstillet i spillehaller. Den 
eneste forskel, i hvert fald når det drejer sig om udbud 
af onlinekasinospil, er internetforbindelsen. Hvad spilleau­
tomater angår, påpeger klagerne, at de i lighed med online­
spil er forbundet med internettet (ikke mellem spiller og 
spiludbyder, men mellem udbyder og den nationale spille­
myndighed med henblik på afgiftsregistrering). 

(56) Klagerne henviser også til skatteministerens udtalelse om, 
at spil, der udbydes i spilleautomater og online, er iden­
tiske. 

(57) For klagerne er den eneste faktiske forskel mellem online­
kasinospil og spil i landbaserede kasinoer, at udbyderen i 
det landbaserede kasino møder spilleren fysisk, mens 
kontakten mellem spilleren og onlineudbyderen finder 
sted i cyberspace. Desuden er klagerne af den opfattelse, 
at der ved anvendelse af møntautomater og andre spilleau­
tomater er tale om samme forbrugerprofil. Under henvis­
ning til Socialforskningsinstituttets ovennævnte undersø­
gelse (se punkt (34)) påpeger de, at spillere, der benytter 
spilleautomater og onlinespil, typisk er unge mænd. Ud fra 
et økonomisk og uddannelsesmæssigt synspunkt udgør 
forbrugere, der tiltrækkes af såvel onlinespil som landba­
serede spil, en og samme spillergruppe. 

(58) I denne forbindelse fremfører klagerne, at onlinespil blandt 
spillere i Danmark er vokset kraftigt i de senere år til trods 
for, at disse aktiviteter er forbudt ved lov. Dette har ført til 
en tilsvarende nedgang i deres fortjeneste og viser derfor 
med al tydelighed, at spillere, der benytter online og land­
baserede faciliteter, tilhører samme gruppe. 

Ingen undtagelse berettiget som følge af systemets karakter eller 
forvaltning 

(59) Klagerne mener ikke, at den danske regerings argumenta­
tion er holdbar, når den hævder, at den lavere afgift på 
onlinespil har til formål at reducere og kontrollere over­
dreven spillelidenskab og ludomani i overensstemmelse 
med den danske lov om spil. Den egentlige årsag til et 
så lavt afgiftsniveau for onlinespil er ifølge klagerne risi­
koen for, at de danske myndigheder ikke er i stand til at 
tiltrække udenlandske spilleoperatører til det danske onli­
nemarked. 

(60) Hvis det havde været de lovgivende myndigheders hensigt 
at mindske ludomani, mener klagerne, at afgifterne på 
onlinespil skulle være så høje som muligt, samtidig med 
at de tillod en vis spilleaktivitet. 

(61) Klagerne afviser de danske myndigheders påstand om, at 
en afgift på over 20 % ville afholde spilleoperatører fra at 
ansøge om en dansk onlinebevilling og dermed ville 
fremme ulovligt, ukontrollabelt onlinespil. De bemærker i 
denne forbindelse, at landbaserede spil hidtil, på trods af at 
de har mistet en betydelig markedsandel til ulovlige online­
spil, har kunnet fungere med et langt højere afgiftsniveau. 

(62) Hvis de danske myndigheder virkelig ønskede at kontrol­
lere og begrænse spil og risikoen for ludomani, ville man 
have forventet, at den nye lov havde indeholdt bestem­
melser om et forholdsvis begrænset antal bevillinger til 
onlineoperatører, som det er tilfældet i dag med bevillinger 
til landbaserede spil, og ikke et ubegrænset antal. 

(63) Klagerne understreger, at mens regeringens politik for lave 
afgifter på onlinespil søger at mindske ukontrolleret, ille­
galt onlinespil, vil dens politik for fastholdelse af høje 
afgifter på landbaserede spil og spil i spillehaller blot 
give spillerne incitament til at gå over til onlinespil, (eller 
ulovligt spil, hvad enten der er tale om onlinespil eller 
landbaserede spil). Lige høje afgifter på onlinespil og land­
baserede spil på et rimeligt niveau kan mindske incita­
mentet til ulovligt spil og samtidig bringe praktisk talt al 
vigtig spilleaktivitet ind under statens kontrol og tilsyn og 
dermed begrænse kriminel virksomhed og misbrug. 
Klagerne tilføjer i denne forbindelse, at den danske rege­
ring under alle omstændigheder agter at bekæmpe ulovligt 
onlinespil ved at spærre internetadgangen og elektroniske 
pengeoverførsler til ulovlige onlinespilleoperatører. 

(64) Af alle ovennævnte årsager mener klagerne ikke, at et 
system med forskellige afgiftssatser på spil, der konkurrerer 
om de samme spillere ved udbud af identiske produkter, 
kan være berettiget som følge af det pågældende afgifts­
systems karakter og forvaltning.
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5. VURDERING AF FORANSTALTNINGEN 

5.1. Indledende bemærkninger: procedurens omfang 

(65) De danske myndigheder omtalte i deres skriftlige henven­
delser, at deres planer om at liberalisere spillemarkedet 
oprindelig blev anmeldt til Kommissionen i 2009 i 
henhold til direktiv 98/34/EF »om en informationspro­
cedure med hensyn til tekniske standarder og forskrifter 
samt forskrifter for informationssamfundets tjenester«, og 
påpegede, at Kommissionen i sit brev af 5. oktober 2009 
ikke gav udtryk for forbehold eller indvendinger med 
hensyn til denne anmeldelse. 

(66) Det skal i denne forbindelse bemærkes, at det i direktiv 
98/34/EF er fastsat, at medlemsstaterne skal anmelde alle 
deres planer vedrørende tekniske forskrifter og/eller natio­
nale tekniske forskrifter til Kommissionen, for at det indre 
marked kan fungere tilfredsstillende. En anmeldelse efter 
direktiv 98/34/EF kan ikke erstatte medlemsstaternes pligt 
i henhold til EUF-traktatens artikel 108, stk. 3, til at 
anmelde enhver planlagt statsstøtteforanstaltning. 

(67) Som de danske myndigheder erkendte på mødet den 
12. november 2010, indeholdt ovennævnte »tekniske« 
anmeldelse til Kommissionen i henhold til direktiv 
98/34/EF ingen henvisning til den danske regerings afgifts­
mæssige planer i forbindelse med den planlagte liberalise­
ring af onlinespillemarkedet. I virkeligheden blev beslut­
ningen om at indføre forskellige afgifter på onlinespil 
truffet den 25. juni 2010, da spilleafgiftsloven blev 
vedtaget, og blev først anmeldt til Kommissionen den 
6. juli 2010 i henhold til EUF-traktatens artikel 108, stk. 
2, dvs. næsten et år efter, at Kommissionen havde sendt 
sine bemærkninger til den danske regerings anmeldelse i 
henhold til direktiv 98/34/EF. 

(68) Denne procedure i henhold til EUF-traktatens artikel 108, 
stk. 2, vedrører derfor ikke den planlagte liberalisering af 
spillemarkedet i Danmark og dens forenelighed med trak­
tatens regler om det indre marked. Den vedrører kun 
spørgsmålet om, hvorvidt den uens og mere favorable 
afgiftsmæssige behandling af onlineoperatører i forhold 
til landbaserede spiloperatører er forenelig med statsstøtte­
reglerne. 

5.2. Statsstøtte 

(69) Efter EUF-traktatens artikel 107, stk. 1, er statsstøtte eller 
støtte, som ydes ved hjælp af statsmidler under enhver 
tænkelig form, og som fordrejer eller truer med at fordreje 
konkurrencevilkårene ved at begunstige visse virksomheder 
eller visse produktioner, uforenelig med det indre marked, 
i det omfang den påvirker samhandelen mellem medlems­
staterne. 

5.2.1. Statsmidler 

(70) Efter EUF-traktatens artikel 107, stk. 1, skal der være tale 
om statsstøtte eller støtte, som ydes ved hjælp af 
statsmidler. Et tab af afgiftsprovenu svarer til et forbrug 
af statsmidler i form af skatteudgifter. Ved at lade 

onlinespiloperatører betale afgifter efter en lav sats på 
20 % giver de danske myndigheder afkald på indtægter, 
hvilket skal betragtes som brug af statsmidler. Den pågæl­
dende foranstaltning indebærer således tab af statsmidler 
og gennemføres derfor ved hjælp af statsmidler. 

5.2.2. Fordel 

(71) Foranstaltningen skal give modtageren/modtagerne en 
fordel. Ifølge fast retspraksis omfatter støttebegrebet ikke 
blot positive ydelser, men også de indgreb, der under 
forskellige former letter de byrder, som normalt belaster 
en virksomheds budget ( 1 ). 

(72) I henhold til spilleafgiftsloven skal onlinespiloperatører 
betale en »afgift« på 20 %. Denne sats er betydeligt lavere 
end den afgiftssats, som landbaserede spiloperatører, 
herunder kasinoer, skal betale. I denne forbindelse opnår 
onlineoperatører en fordel i form af en lettelse af deres 
afgiftsbyrde. Den pågældende foranstaltning indebærer 
derfor en fordel for onlineoperatører. 

5.2.3. Selektivitet 

(73) En foranstaltning betragtes som selektiv, hvis den begun­
stiger visse virksomheder eller visse produktioner som 
omhandlet i EUF-traktatens artikel 107, stk. 1. 

(74) Med hensyn til fortolkningen af selektivitetskriteriet erin­
drer Kommissionen om, at en foranstaltning ifølge rets­
praksis kan betragtes som selektiv, hvis den »delvist skal 
fritage virksomhederne fra de pekuniære byrder, der følger 
af en normal anvendelse af det almindelige system med 
obligatoriske bidrag, som er pålagt ved lov« ( 2 ). En foran­
staltning betragtes derfor som selektiv, hvis den afviger fra 
det afgiftssystem, der anvendes generelt. Domstolen har i 
denne forbindelse fastslået, at det bør undersøges, om en 
given foranstaltning begunstiger visse virksomheder i 
forhold til andre virksomheder, som under hensyntagen 
til det formål, der forfølges med den pågældende ordning, 
befinder sig i en tilsvarende faktisk og retlig situation ( 3 ). 

(75) Det følger heraf, at en foranstaltnings selektivitet bør 
vurderes således: For det første bør det undersøges, om 
foranstaltningen afviger fra det afgiftssystem, der anvendes 
generelt. Dette kan vurderes på grundlag af, om foranstalt­
ningen skelner mellem økonomiske aktører, som under 
hensyntagen til det formål, der forfølges med det pågæl­
dende system, befinder sig i en tilsvarende faktisk og retlig 
situation.
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(76) Hvis den pågældende foranstaltning umiddelbart ser ud til 
at være selektiv, skal det derefter undersøges, om en sådan 
differentiering følger af det afgiftssystems karakter eller 
forvaltning, som den indgår i, og derfor kan være beret­
tiget. I henhold til den relevante retspraksis ( 1 ) og Kommis­
sionens meddelelse om anvendelsen af statsstøttereglerne 
på foranstaltninger vedrørende direkte beskatning af virk­
somhederne ( 2 ), skal en medlemsstat fastslå, om den 
pågældende foranstaltning følger af systemets grundprin­
cipper. 

R e f e r e n c e s y s t e m 

(77) I den foreliggende sag bør referencesystemet defineres som 
afgiftssystemet for danske spil. Spilleafgiftsloven har til 
formål at regulere betalingen af afgifter på spil, der 
udbydes eller arrangeres i Danmark. Det er derfor på 
grundlag af dette referenceafgiftssystem, at den pågældende 
foranstaltning (dvs. den afgiftsmæssige fortrinsbehandling 
af onlinespil) skal vurderes. 

(78) I denne forbindelse opstår så spørgsmålet om, hvorvidt 
den pågældende foranstaltning udgør en undtagelse fra 
det generelle afgiftssystem, for så vidt som den differen­
tierer mellem onlinespiludbydere og landbaserede spilud­
bydere, som kan befinde sig i en tilsvarende faktisk og 
retlig situation. 

T i l s v a r e n d e f a k t i s k o g r e t l i g s i t u a t i o n 

(79) De danske myndigheder har fremført, at spilleafgiftsloven 
gælder for forskellige produktmarkeder, nemlig dels onli­
nespillemarkedet, dels det landbaserede kasinomarked. Da 
disse markeder angiveligt er separate og særskilte, gælder 
den differentierede afgiftsmæssige behandling af landbase­
rede spil og onlinespil for virksomheder, som hverken 
retligt eller faktisk befinder sig i en tilsvarende situation. 

(80) Det skal i denne forbindelse bemærkes, at spilleafgiftsloven 
har til formål at regulere betalingen af afgifter på spil, der 
udbydes eller arrangeres i Danmark. Det er derfor på 
grundlag af dette generelle formål, at det skal vurderes, 
om virksomhederne befinder sig i en tilsvarende retlig og 
faktisk situation. 

(81) På nuværende tidspunkt finder Kommissionen ikke de 
danske myndigheders argumenter tilstrækkeligt overbevi­
sende og mener ikke, at de danske myndigheder har godt­
gjort, at onlinespil retligt og faktisk ikke svarer til landba­
serede spil, når det gælder den afgiftsmæssige behandling 
efter spilleafgiftsloven. 

(82) For det første skal det bemærkes, at der i henhold til dansk 
lov meddeles bevillinger til landbaserede kasinoer og onli­
nekasinoer til udbud af nøjagtigt de samme spil (dvs. 
roulette, baccarat, punto banco, black jack, poker og spil 
på spilleautomater). De danske myndigheder har ikke 
påvist, i hvilken udstrækning spil, der udbydes online, og 

spil, der udbydes i landbaserede lokaler, kan være forskel­
lige. Som understreget af klagerne udbyder landbaserede 
kasinoer også automatiserede spil, hvor spillernes indsats 
foretages via skærme, der fungerer med samme software, 
som anvendes ved onlinespil. 

(83) Med hensyn til forbrugernes socioøkonomiske profil, 
henviser både de danske myndigheder og klagerne til 
bl.a. nøjagtigt samme undersøgelse, som er foretaget af 
Socialforskningsinstituttet ( 3 ), men de drager forskellige 
konklusioner af den. Mens de danske myndigheder 
hævder, at spillerne i landbaserede kasinoer og onlinekasi­
noer har forskellig alder, køn og uddannelsesniveau, 
kommer klagerne til den modsatte konklusion. 

(84) Det argument, at landbaserede spil og onlinespil bør 
betragtes som særskilte og endog komplementære aktivi­
teter, idet spil i landbaserede kasinoer omfatter mere end 
onlinespil og udgør en særlig oplevelse, hvor de sociale 
aspekter spiller en stor rolle, støttes ikke af afgørende 
beviser. I denne forbindelse har klagerne tværtimod frem­
ført, at de landbaserede kasinoers sociale aspekter ikke 
forhindrer kasinospillere i at spille på både onlineplat­
formen og den landbaserede platform. 

(85) På nuværende tidspunkt tvivler Kommissionen derfor på, 
at onlinespiloperatører og landbaserede spiloperatører ikke 
skulle befinde sig i en tilsvarende retlig og faktisk situation, 
når det gælder vurderingen af deres afgiftsmæssige behand­
ling efter den anmeldte foranstaltning. Kommissionen 
finder derfor, at spilleafgiftsloven kan være en 
selektiv foranstaltning som omhandlet i EUF-traktatens 
artikel 107, stk. 1. 

(86) Ovennævnte konklusion ændres ikke af de danske myndig­
heders henvisning til Ladbrokes- og Leo-Libera-sagen. 

(87) Hvad især angår Ladbrokes-sagen ( 4 ), hvor en fransk lov 
behandlede to forskellige kategorier af væddemål forskel­
ligt, er det tilstrækkeligt at bemærke, at forholdene i den 
foreliggende sag adskiller sig væsentligt fra forholdene i 
Ladbrokes-sagen. I sidstnævntes sag afviste Domstolen 
Ladbroke's argumentation for, at en afgift på væddemål i 
Frankrig om belgiske hestevæddeløb skulle behandles på 
same måde som den afgift, der påhviler indsatsen i 
væddemål vedrørende franske løb, og som tilfalder PMU. 
Domstolen begrundede det med, at denne argumentation 
ikke tog hensyn til de særlige træk, som væddemålene på 
de belgiske væddeløb udviste, og hvorved de adskilte sig 
fra væddemålene på de franske væddeløb. Ifølge 
Domstolen er det karakteristiske ved totalisatorspil, at 
indsatserne indgår i en fælles pulje, som efter diverse 
fradrag fordeles ligeligt mellem vinderne, uanset hvor 
væddemålene er indgået, og den andel af indsatserne, 
som tilfalder vinderne, kan følgelig ikke variere under 
hensyn til, hvilken stat væddemålene er indgået i. Det 
kan kun sikres, at et sådant system fungerer rigtigt, 
såfremt de afgifter, der skal betales af det beløb, der er 
placeret i væddemål på et givet hestevæddeløb, opkræves 
efter satsen i den stat, hvor væddeløbet finder sted.
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Som Domstolen fastslog, var ordningen vedrørende skatter 
og afgifter på væddemål i franske væddeløb indført med 
henblik på den lovgivning og de økonomiske vilkår, som 
er specifikke for hestevæddeløb og totalisatorspil i 
Frankrig. Det kunne ikke kræves, at dette system blev over­
ført på totalisatorspil vedrørende belgiske løb, som 
afholdes efter en anden lovgivning og på andre økono­
miske vilkår. I den foreliggende sag vedrører den pågæl­
dende foranstaltning ikke væddemål, der arrangeres som 
totalisatorspil på hestevæddeløb i forskellige medlems­
stater, men kasinospil, der arrangeres i samme land, 
nemlig Danmark, og argumentationen i Ladbrokes-sagen 
kan derfor ikke anvendes. 

(88) Som nævnt ovenfor har de danske myndigheder heller 
ikke på nuværende tidspunkt påvist, at udbyderne af onli­
nespil og landbaserede spil befinder sig i forskellige situa­
tioner. 

(89) Med hensyn til de danske myndigheders henvisning til Leo- 
Libera-sagen bemærker Kommissionen, at princippet om 
afgiftsneutralitet og selektivitetsbegrebet efter statsstøtte­
reglerne er to forskellige begreber, idet førstnævnte 
anvendes i forbindelse med artikel 135 i Rådets direktiv 
2006/112/EF af 28. november 2006, og sidstnævnte 
anvendes som led i statsstøttebegrebet i artikel 107, stk. 
1 ( 1 ). Under alle omstændigheder fastslog Domstolen i Leo 
Libera-sagen, at princippet om afgiftsneutralitet ikke uden 
at fratage artikel 135, stk. 1, litra i), i direktiv 2006/112/EF 
enhver effektiv virkning kan fortolkes således, at det er til 
hinder for, at en type hasardspil eller spil om penge 
fritages for moms, mens en anden type spil ikke fritages, 
for så vidt som de to typer spil imidlertid ikke konkurrerer 
indbyrdes. 

U n d t a g e l s e b e r e t t i g e t s o m f ø l g e a f s y s t e ­
m e t s k a r a k t e r o g f o r v a l t n i n g 

(90) Ifølge gældende retspraksis ( 2 ) kan en foranstaltning, som 
umiddelbart forekommer selektiv, dog være berettiget som 
følge af afgiftssystemets karakter og forvaltning, hvis den 
følger direkte af det pågældende afgiftssystems grundprin­
cipper. Det påhviler dog medlemsstaten at give en sådan 
begrundelse. 

(91) De danske myndigheder har i denne forbindelse fremført, 
at fastsættelsen af afgiftssatsen for onlinespil på et langt 
lavere niveau (20 %) er resultatet af en vanskelig balance­
gang mellem på den ene side behovet for at opfylde den 
danske spillelovgivnings generelle formål (at holde 
forbruget af spil på et moderat niveau, at beskytte unge 
eller andre udsatte personer mod udnyttelse gennem spil 
eller mod at udvikle ludomani, at beskytte spillerne ved at 
sikre, at spil udbydes på en rimelig, ansvarlig og gennem­
sigtig måde, at sikre den offentlige orden og at forhindre, 
at spil anvendes til kriminelle formål), og på den anden 
side behovet for at sikre, at en lav afgiftssats vil få onli­

neudbydere til at ansøge om bevilling i Danmark i stedet 
for at vælge fortsat at udbyde onlinespil fra andre juris­
diktioner med lave afgifter. 

(92) På nuværende tidspunkt tvivler Kommissionen på, at 
foranstaltningen kan begrundes med nogen af ovennævnte 
argumenter. Kommissionen erindrer om, at det er fast rets­
praksis, at afgiftsreglerne i andre medlemsstater ikke kan 
tages i betragtning ved vurderingen af foranstaltningen. 
Ved begrundelsen for en foranstaltning kan der derfor 
kun tages hensyn til principperne i det indenlandske afgifts­
system ( 3 ). Det følger heraf, at der i den foreliggende sag 
ikke kan tages hensyn til de eventuelle lavere afgifter, der 
måtte være fastsat i andre lande for onlinespil, og som kan 
være mere konkurrencedygtige end de afgifter, der 
anvendes i Danmark. 

(93) Desuden er det fast retspraksis, at der ikke kan ydes støtte 
med den begrundelse, at støtten vil forbedre virksomhe­
dernes konkurrenceevne ( 4 ). Kommissionen kan derfor ikke 
på nuværende tidspunkt på grundlag af den fremlagte 
argumentation — nemlig at en lavere afgift vil give 
danske onlineoperatører mulighed for at imødegå konkur­
rencen fra onlineoperatører i andre lande med lavere 
afgifter — anse foranstaltningen for at være berettiget 
som følge af systemets karakter og forvaltning. 

(94) Ved vurderingen af en afgiftsforanstaltning på grundlag af 
systemets karakter og forvaltning, må der desuden sondres 
mellem de målsætninger, som ligger uden for systemet, og 
de iboende målsætninger i selve afgiftssystemet ( 5 ). I den 
foreliggende sag anfører de danske myndigheder de over­
ordnede målsætninger i lov om spil som begrundelse for 
den differentierede afgiftsmæssige behandling. De danske 
myndigheder har ikke fremsat tilstrækkeligt overbevisende 
argumenter for, at de pågældende målsætninger skal anses 
for at være iboende i afgiftssystemet og ikke for at være 
generelle og for at ligge uden for systemet. 

(95) På nuværende tidspunkt mener Kommissionen derfor ikke, 
at de danske myndigheder har godtgjort, at den differen­
tierede afgiftsmæssige behandling af onlineoperatører og 
landbaserede operatører, som blev indført ved spilleafgifts­
loven, er berettiget som følge af systemets karakter og 
forvaltning. Kommissionen tvivler derfor på, at den pågæl­
dende foranstaltning følger direkte af afgiftssystemets 
grundprincipper, og at den er berettiget. 

5.2.4. Påvirkning af samhandelen mellem medlemssta­
terne og fordrejning af konkurrencevilkårene 

(96) Efter EUF-traktatens artikel 107, stk. 1, skal foranstalt­
ningen påvirke samhandelen mellem medlemsstaterne
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og fordreje eller true med at fordreje konkurrencevilkårene. 
I denne forbindelse har Domstolen konsekvent fastslået, at 
det forhold, at en foranstaltning styrker en virksomheds 
position i forhold til andre virksomheder, er tilstrækkeligt, 
for at dette kriterium er opfyldt ( 1 ). I den foreliggende sag 
er onlineoperatører i Danmark udsat for konkurrence og 
omfattet af samhandelen mellem medlemsstaterne. Spille­
afgiftsloven, der indebærer en favorabel afgiftsmæssig 
behandling af danske virksomheder, som udbyder online­
spil, påvirker derfor samhandelen mellem medlemsstaterne 
og fordrejer eller truer med at fordreje konkurrencen. 

5.2.5. Konklusion 

(97) Da ovennævnte betingelser i EUF-traktatens artikel 107, 
stk. 1, ser ud til at være opfyldt, mener Kommissionen 
på nuværende tidspunkt, at spilleafgiftsloven kan indebære 
statsstøtte. 

5.3. Forenelighed 

(98) Spilleafgiftsloven ser ikke ud til at falde ind under nogen af 
undtagelsesbestemmelserne i EUF-traktatens artikel 107, 
stk. 2 og 3, og på nuværende tidspunkt tvivler Kommis­
sionen derfor på, at foranstaltningen kan betragtes som 
forenelig med det indre marked. 

6. KONKLUSION 

(99) På baggrund af ovenstående har Kommissionen besluttet at 
indlede den formelle undersøgelsesprocedure efter 

EUF-traktatens artikel 108, stk. 2, med hensyn til 
den pågældende foranstaltning. 

AFGØRELSE 

På baggrund af ovenstående opfordrer Kommissionen efter 
proceduren i EUF-traktatens artikel 108, stk. 2, Kongeriget 
Danmark til senest en måned efter modtagelsen af dette brev 
at fremsætte sine bemærkninger og alle oplysninger, der måtte 
være nyttige for vurderingen af foranstaltningen. Kommissionen 
opfordrer de danske myndigheder til straks at sende den poten­
tielle støttemodtager en kopi af dette brev. 

Kommissionen minder Kongeriget Danmark om, at EUF-trakta­
tens artikel 108, stk. 3, har opsættende virkning, og henviser til 
artikel 14 i Rådets forordning (EF) nr. 659/1999, hvor det er 
fastsat, at ulovligt udbetalt støtte kan kræves tilbagebetalt af 
støttemodtageren. 

Kommissionen advarer Kongeriget Danmark om, at interesse­
rede parter vil blive underrettet ved offentliggørelse af dette brev 
og et fyldestgørende resumé heraf i Den Europæiske Unions 
Tidende. Kommissionen vil ligeledes underrette interesserede 
parter i de EFTA-lande, der har undertegnet EØS-aftalen, ved 
offentliggørelse af en meddelelse i EØS-tillægget til Den Europæ­
iske Unions Tidende, samt EFTA-Tilsynsmyndigheden ved frem­
sendelse af en kopi af dette brev. Alle interesserede parter vil 
blive opfordret til at fremsætte deres bemærkninger senest en 
måned efter offentliggørelsestidspunktet.“
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6073 — Daimler/Beiqi Foton Motor CO/Beijing Foton Daimler Automotive/JV) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/C 22/08) 

1. Am 12. Januar 2011 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: 
Daimler AG („Daimler“, Deutschland) und Beiqi Foton Motor Co. Ltd („Foton“, China) erwerben im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen an einem 
neugegründeten Gemeinschaftsunternehmen die gemeinsame Kontrolle über Beijing Foton Daimler Auto­
motive Co. Ltd („BFDA“). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Daimler: Entwicklung, Herstellung und Vertrieb von Automobilen (Personenkraftwagen, Lastkraftwagen, 
Lieferwagen, Busse und Nutzfahrzeuge), Erbringung von Finanzdienstleistungen im Automobilbereich 
wie Finanzierung, Leasing, Versicherung und Flottenmanagement, 

— Foton: Entwicklung, Herstellung und Vertrieb von Nutzfahrzeugen, 

— BFDA: Entwicklung, Herstellung und Vertrieb von mittelschweren und schweren Lastkraftwagen in 
China. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser 
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6073 — 
Daimler/Beiqi Foton Motor CO/Beijing Foton Daimler Automotive/JV per Fax (+32 22964301), per E-Mail 
(COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.5950 — Munksjo/Arjowiggins (decor and abrasive businesses)) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/C 22/09) 

1. Am 17. Januar 2011 ist aufgrund einer Verweisung nach Artikel 4 Absatz 5 der Fusionskontrollver­
ordnung die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Munksjö 
AB („Munksjö“, Schweden) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollver­
ordnung durch Erwerb von Anteilen die Kontrolle über einen Teil des Unternehmens Arjowiggins SAS 
(„Arjowiggins“, Frankreich). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Munksjö: Herstellung hochwertiger Papierprodukte in sechs Produktkategorien: Dekorpapier, Zellstoffe, 
Papier für die Elektrotechnik, Spantex, Dünndruckpapier und Inpak, 

— Arjowiggins: Herstellung von Kreativpapier und Papier für technische Anwendungen. Die Vermögens­
werte, die Gegenstand des Zusammenschlusses sind, umfassen die Bereiche Dekorpapier, Dünndruck­
papier, Künstlerpapier und Schleifpapier. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel­
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5950 — Munksjo/ 
Arjowiggins (decor and abrasive businesses) per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER- 
REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Aktualisierung der Liste der Grenzübergangsstellen gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. C 316 vom 28.12.2007, S. 1; ABl. 
C 134 vom 31.5.2008, S. 16; ABl. C 177 vom 12.7.2008, S. 9; ABl. C 200 vom 6.8.2008, S. 10; ABl. C 331 vom 
31.12.2008, S. 13; ABl. C 3 vom 8.1.2009, S. 10; ABl. C 37 vom 14.2.2009, S. 10; ABl. C 64 vom 19.3.2009, S. 20; 
ABl. C 99 vom 30.4.2009, S. 7; ABl. C 229 vom 23.9.2009, S. 28; ABl. C 263 vom 5.11.2009, S. 22; ABl. C 298 

vom 8.12.2009, S. 17; ABl. C 74 vom 24.3.2010, S. 13; ABl. C 326 vom 3.12.2010, S. 17) 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 355 vom 29. Dezember 2010) 

(2011/C 22/10) 

Auf Seite 34, unter dem Eintrag „Lettland“, „Flughäfen“: 

anstatt: „Neue Grenzübergangsstelle: Takuma lidosta (wird nur auf Anfrage in Betrieb genommen)“ 

muss es heißen: „Neue Grenzübergangsstelle: Tukuma lidlauks (wird nur auf Anfrage in Betrieb genommen)“.
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